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Abkürzungsverzeichnis

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
EFD Eidgenössisches Finanzdepartement
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
UNO Organisation der Vereinten Nationen
NDG Nachrichtendienstgesetz
EDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren
ENSI Eidgenössisches Nuklearsicherheitsinspektorat
BABS Bundesamt für Bevölkerungsschutz
GPDel Geschäftsprüfungsdelegation
RK MZF Regierungskonferenz Militär, Zivilschutz und Feuerwehr
AKW Atomkraftwerk
MELANI Melde- und Analysestelle Informationssicherheit
SODK Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren
ARMADA Waffeninformationsplattform des Bundes
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
WEF World Economic Forum
KSZE Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
PUK Parlamentarische Untersuchungskommision
SND Strategischer Nachrichtendienst

heute: Nachrichtendienst des Bundes (NDB)
NCS Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken
NDB Nachrichtendienst des Bundes

(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst für Analyse und
Prävention)

SSV Schweizer Schiesssportverband
ETHZ Eidgenössische Technische Hochschule Zürich
NAP Nationaler Aktionsplan
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

Fedpol Bundesamt für Polizei
ISIS Informatisiertes Staatsschutz-Informations-System
KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und

-direktoren

DFJP Département fédéral de justice et police
DFF Département fédéral des finances
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
ONU Organisation des Nations unies
LRens Loi sur le renseignement
CDIP Conférence suisse des directeurs cantonaux de l'instruction publique
IFSN Inspection fédérale de la sécurité nucléaire
OFPP Office fédéral de la protection de la population
DélCDG Délégation des Commissions de gestion
CG MPS Conférence gouvernementale des affaires militaires, de la protection

civile et des sapeurs-pompiers
Centrale
atomique

Centrale atomique
MELANI Centrale d'enregistrement et d'analyse pour la sûreté de l'information
CDAS Confèrence des directrices et dirceteurs cantonaux des affaires sociales
ARMADA Plate-forme fédérale d'information sur les armes
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
WEF World Economic Forum
CSCE Conférence sur la sécurité et la coopération en Europe
CEP Commission d'enquête parlementaire
SRS Service de renseignement stratégique

présent: Service de renseignement de la Confédération (SRC)
SNPC Stratégie nationale de protection de la Suisse contre les cyberrisques
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SRC Service de renseignement de la Confédération

(à 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

FST Fédération sportive suisse de tir
EPFZ École polytechnique fédérale de Zürich
PAN Plan d’action national
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)

Fedpol Office fédéral de la police
ISIS Système d’information sécurité intérieure
CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux

de justice et police
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

Der Vorsteher des EJPD hatte die innere Sicherheit zum Schwerpunktthema seines
Departements für 1994 erklärt. Entsprechend gross fiel denn auch die diesbezügliche
Gesetzesproduktion aus. Neben den sich v.a. gegen kriminelle Ausländer ohne
Aufenthaltsberechtigung, aber auch gegen abgewiesene Asylbewerber richtenden
Zwangsmassnahmen im Ausländerrecht verabschiedete das Parlament die ergänzenden
Massnahmen zur Bekämpfung des organisierten Verbrechens und die neuen
Strafbestimmungen gegen die Computerkriminalität. Zudem legte der Bundesrat seinen
Vorschlag für ein neues Staatsschutzgesetz vor, welches den gesetzlichen Rahmen für
die Früherkennung von Spionage, Terrorismus und organisiertem Verbrechen bilden
soll. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.12.1994
HANS HIRTER

Innere Sicherheit

Aus den Eintragungen in einzelnen offengelegten Fichen erhärtete sich der Verdacht,
dass auch vom Militärdepartement Personen wegen ihrer politischen Meinungen und
Aktivitäten registriert worden waren. Diesen Tatbestand musste auch das EMD, das ihn
anfänglich abgestritten hatte, bestätigen. Es hielt allerdings fest, dass diese Kartei seit
1977 nicht mehr geführt werde. Einen Tag später musste Bundesrat Villiger jedoch
bekanntgeben, dass von der Untergruppe Nachrichtendienst und Abwehr (UNA) immer
noch eine rund 5'000 Personen umfassende Kartei geführt werde. Nachdem auch noch
ein Journalist in einer Fernsehsendung berichtet hatte, dass ihn ein Vertreter der UNA
für die Informationsbeschaffung über eine Mediengewerkschaft habe gewinnen wollen,
reagierte das Parlament. Die Freisinnigen und die SVP, welche die Tätigkeit der UNA von
den Geschäftsprüfungskommissionen hatten untersuchen lassen wollen, gaben ihren
Widerstand gegen die Einsetzung einer mit grösseren Kompetenzen ausgestatteten
Parlamentarischen Untersuchungskommission (Puk II) auf. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 13.02.1990
HANS HIRTER

Nach der Aufdeckung der Karteien des EMD wurden die auf Weisung des EJPD-Chefs
losgeschickten Beamten in der Bundesanwaltschaft erneut fündig: zusätzlich zu den von
der Puk festgestellten Fichen fanden sie weitere, zum Teil seit Jahrzehnten nicht mehr
nachgeführte Karteien über "Extremisten", "vertrauensunwürdige Bundesbeamte",
"Jura-Aktivisten" und so weiter. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.02.1990
HANS HIRTER

Zum Sonderbeauftragten für Staatsschutzakten wählte der Bundesrat den Präsidenten
der PUK, Nationalrat Leuenberger (sp, ZH). Nachdem ein vom Büro des Nationalrates
angefordertes Gutachten rechtliche Bedenken gegen die Ausübung dieses Amtes durch
einen Parlamentarier angemeldet hatte, gab Leuenberger sein Mandat zurück. An seiner
Stelle übernahm der ehemalige Luzerner Regierungsrat Walter Gut (cvp) das Amt. Leiter
der Ombudsstelle blieb der im Vorjahr ernannte alt Bundesrichter Arthur Haefliger. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 20.03.1990
HANS HIRTER

Der Bundesrat ernannte anstelle des zurücktretenden Walter Gut den Baselbieter
Obergerichtspräsidenten René Bacher zum Sonderbeauftragten für
Staatsschutzakten. 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.04.1992
HANS HIRTER

Als Übergangslösung bis zum Inkrafttreten eines Staatsschutzgesetzes erliess das EJPD
eine Weisung zur Durchführung des Staatsschutzes. Diese Weisung orientiert sich an
der 1990 erlassenen Negativliste, welche festgehalten hatte, dass sich die
Staatsschutzorgane nicht mit Aktivitäten, welche eine Ausübung verfassungsmässiger
Rechte darstellen, befassen dürfen. Aufgaben des Staatsschutzes sind demgegenüber
die rechtzeitige Erkennung, die Überwachung und Bekämpfung von Terrorismus und
Spionage, von organisiertem Verbrechen und von Aktivitäten, welche auf eine
gewaltsame Änderung der staatlichen Ordnung abzielen. Die Weisung schreibt auch vor,

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 09.09.1992
HANS HIRTER
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dass die Liste der von der Bundespolizei observierten Organisationen und
Gruppierungen vom Bundesrat jährlich genehmigt werden muss. 6

Die Bundespolizei nahm im Sommer ihr neues elektronisches Informationssystem ISIS,
welches die alte Fichen-Papierkartei ablöst, in Betrieb. Eine vom EJPD vorgenommene
Kontrolle ergab, dass die in den letzten Jahren neu angelegten Fichen den geltenden
Weisungen entsprechen. 7

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 25.05.1994
HANS HIRTER

Die organisatorische Trennung von Polizei- und Anklagebehörden auf Bundesebene
wurde im Herbst vollzogen. Die bisher bei der Bundesanwaltschaft angegliederte
Bundespolizei und der Sicherheitsdienst wurden in das Bundesamt für Polizeiwesen
integriert. 8

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 21.09.1999
HANS HIRTER

Seit 1998 sind neben den Banken auch die Finanzintermediäre, d.h. Personen und
Firmen, die gegen Entgelt fremde Vermögenswerte annehmen oder bei der Anlage oder
Übertragung helfen, dem Gesetz über die Geldwäscherei unterstellt und müssen die
Herkunft der Gelder abklären und verdächtige Bewegungen melden. Bis zum 31. März
2000 mussten sie angeben, bei welcher Kontroll- und Meldestelle sie angeschlossen
sind. Neben den von den Wirtschaftsbranchen nach dem Prinzip der Selbstregulierung
eingerichteten Stellen schuf auch der Bund beim Finanzdepartement eine Meldestelle.
Von den vermuteten 8-10'000 Finanzintermediären waren bis zum Herbst erst rund
5'500 registriert, und bei der zentralen Meldestelle des Bundes stauten sich die
pendenten Anmeldungen. Um diesen Vollzugsnotstand zu beheben, stockte das EFD
deren Personalbestand auf. Im weiteren liess es abklären, ob im Rahmen des Gesetzes
Schwellenwerte für die Meldepflicht eingeführt werden können. 9

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.11.2000
HANS HIRTER

Nach dem im Herbst 2010 gestoppten, umstrittenen, präventiven Fahndungsprogramm
Fotopass, welches Personen aus bestimmten Ländern an der Grenze automatisch vom
Staatsschutz in der Staatsschutz-Datenbank ISIS erfasste, soll ab 2012 ein
Nachfolgeprojekt die Präventivüberwachung von Grenzgängern bald wieder
ermöglichen. Der Unterschied des neuen Instruments besteht darin, dass die erfassten
Personen nicht mehr automatisch in der Staatsschutzdatenbank ISIS fichiert, sondern in
einer separaten Datei gespeichert und nach fünf Jahren wieder gelöscht werden. 10

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 02.05.2011
NADJA ACKERMANN

Gestützt auf das Waffengesetz (WG) konnte die neue Waffeninformationsplattform
Armada in Betrieb genommen werden. Sie erlaubt den kantonalen Polizeibehörden den
Zugriff auf die Waffendaten des Bundesamtes für Polizei (Fedpol). So kann überprüft
werden, ob einer Person eine Waffe verweigert oder entzogen wurde. 11

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 24.05.2011
NADJA ACKERMANN

Nachdem am 1. August 2007 unmittelbar nach der Feier mit Bundesrätin Micheline
Calmy-Rey ein Sprengsatz auf dem Rütli detonierte, wurde am 8. August 2007 ein
Verfahren gegen Unbekannt eröffnet. Im Januar 2008 wurde ein Tatverdächtiger, der im
Volksmund als Rütli-Bomber bekannt war, in Untersuchungshaft gesetzt, welche
mehrmals verlängert wurde, bis er im Dezember 2008 freigelassen wurde. Bei den
Ermittlungen waren technische Überwachungsmassnahmen, unter anderem auch ein
sogenannter Trojaner zum Einsatz gekommen, worüber jedoch die Verteidiger
informiert worden seien. Am 11. Oktober 2011 hat die Bundesanwaltschaft nach
Abschluss der Strafuntersuchung zum Sprengkörper das Verfahren eingestellt. Die
Strafbestände haben sich nicht beweisen lassen. (Siehe auch hier.) 12

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.10.2011
NADJA ACKERMANN

Im Jahr 2012 konnte der Nachrichtendienst das neue Fahndungsprogramm genannt
„Programme de Prévention Contrôle des Passeports“, kurz P4, als Nachfolger des
umstrittenen Fotopass in Betrieb nehmen. 13

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.01.2012
NADJA ACKERMANN
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Für grosse Aufruhr sorgte ein Spionagefall im Nachrichtendienst. Ein beim
Nachrichtendienst des Bundes angestellter Informatik-Spezialist hatte eine
Datenmenge im Tera-Bereich gestohlen. Aufgrund von Hinweisen der UBS konnte der
Dieb verhaftet und die Daten sichergestellt werden, bevor sie wie geplant ins Ausland
verkauft werden konnten. Durch den Datendiebstahl wurde auch das sich in
Ausarbeitung befindende, neue Nachrichtendienstgesetz aktuell. Dieses sieht u.a. die
Schaffung einer gesetzlichen Grundlage vor, mit welcher der Nachrichtendienst seine
Agenten jederzeit überprüfen kann. Auch die Geschäftsprüfungsdelegation des
Parlaments beschäftigte sich mit dem Spionagefall und will bis Frühling 2013 einen
Bericht zuhanden des Bundesrates abschliessen. 14

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.05.2012
NADJA ACKERMANN

Der Bundesrat verabschiedete am 27. Juni 2012 eine auch durch verschiedene
parlamentarische Vorstösse geforderte nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor
Cyber-Risiken. Die Strategie sieht vor, dass die bestehende Zusammenarbeit mit
Behörden, Wirtschaft und den Betreibern kritischer Infrastrukturen vertieft wird. Zwar
soll zusätzlich zur Melde- und Analysestelle Informationssicherung (MELANI) eine
Koordinationsstelle im EFD geschaffen werden, jedoch verzichtet die Regierung auf ein
zentrales Steuerungs- und Koordinationsorgan. Die Verantwortung liegt weiterhin bei
den Organisationseinheiten, während der Staat nur subsidiäre Aufgaben wie
Informationsaustausch und nachrichtendienstliche Erkenntnisse übernimmt. 15

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.06.2012
NADJA ACKERMANN

Im Mai 2013 verabschiedete der Bundesrat einen Umsetzungsplan für die im Vorjahr
vorgelegte Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyberrisiken (NCS). Der bis
2017 laufende Umsetzungsplan konkretisiert sechzehn Massnahmen der Strategie und
legt die Verantwortlichkeiten fest. Da eine personelle Verstärkung im Fachbereich
Cyber nötig ist, beabsichtigte der Bundesrat die Schaffung von 28 Stellen in diesem
Bereich. 16

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.05.2013
NADJA ACKERMANN

Die Debatte um den US-Abhörskandal erhielt erneut Aufwind, als das deutsche
Nachrichtenmagazin Spiegel enthüllte, dass eine gemeinsame Einheit der CIA und NSA
unter dem Dach der amerikanischen UNO-Mission in Genf gezielt Abhöraktionen
durchgeführt hatte. Diverse Politiker forderten eine Protestnote an die US-Botschaft.
Das EDA wollte jedoch keine Retorsionsmassnahmen ergreifen und der Bundesrat
betonte, dass kein direkter Datenaustausch zwischen dem Nachrichtendienst des
Bundes (NDB) und der NSA stattfände. Die Bundesanwaltschaft eröffnete ihrerseits mit
der Genehmigung des Bundesrates ein Strafverfahren gegen Unbekannt. Gleich zu
Beginn dämpfte Bundesanwalt Lauber jedoch die Erwartungen: Aus solchen
Ermittlungen Erkenntnisse zu gewinnen, sei schwierig, weil sich Staaten in politischen
Delikten generell keine Rechtshilfe leisteten. Durch diese Enthüllungen wurde einer
bisher kaum beachteten Bestimmung im Entwurf des Nachrichtendienstgesetzes
erstmals Aufmerksamkeit geschenkt: Laut dem Gesetzesentwurf soll der Austausch mit
ausländischen Geheimdiensten ohne Zustimmung des Bundesrates möglich werden
(Art. 10 NDG). 17

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.09.2013
NADJA ACKERMANN

Mit Blick auf Dschihad-Reisende beschloss das VBS das Fahndungsprogramm P4 in
modifizierter Form weiterzuführen. P4 war das Nachfolgeprojekt des Programms
Fotopasskontrolle (Fotopass), welches im Kalten Krieg als Mittel zur Spionageabwehr
Schweizer Bürger, die nach Osteuropa reisten, präventiv überwachte. Infolge des
Fichen-Skandals wurde die Überwachung auf Angehörige ausgewählter Staaten,
sogenannter „Bedrohungsherde“, eingeschränkt. 2010 hatte die
Geschäftsprüfungsdelegation (GPDel) die Einstellung des Programms Fotopass
nahegelegt, worauf der Bundesrat ein Nachfolgeprojekt in Aussicht gestellt hatte. Von
dessen Zweckmässigkeit nicht überzeugt, forderte die GPDel 2013 erneut einen
Verzicht auf das präventive Fahndungsprogramm. Im Januar 2014 wurde nun bekannt,
dass das VBS aufgrund der Bedrohung durch den Dschihad an der Kollektivfichierung
festhalten will. Jedoch werde die Zahl der Zielländer reduziert und die
Zugriffsmöglichkeiten auf die Daten würden stark eingeschränkt. 18

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.02.2014
NADJA ACKERMANN
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Als Bestandteil der Strategie der Schweiz zur Terrorismusbekämpfung stellten
Vertreterinnen und Vertreter der Kantone, Gemeinden und Städte zusammen mit
Bundesrätin Simonetta Sommaruga Anfang Dezember 2017 einen Nationalen
Aktionsplan zur Verhinderung und Bekämpfung von Radikalisierung und gewalttätigem
Extremismus vor. Durch interdisziplinäres Vorgehen und Bündelung der bereits
laufenden Anstrengungen auf allen Staatsebenen soll der NAP die Voraussetzungen für
die Erkennung und Bekämpfung von Radikalisierung und gewalttätigem Extremismus in
all ihren Formen schaffen und damit einen wichtigen Beitrag zur Terrorismusprävention
leisten. Dazu bezeichnet der NAP 26 konkrete Massnahmen für die fünf Handlungsfelder
Wissen und Expertise, Zusammenarbeit und Koordination, Verhinderung von
extremistischem Gedankengut und Gruppierungen, Ausstieg und Reintegration sowie
internationale Zusammenarbeit. Neben Polizei und Justiz werden auch Fachpersonen
aus dem Erziehungs-, Sozial- und Jugendbereich sowie die Zivilgesellschaft in die
Prävention miteinbezogen, um extremistische Tendenzen besonders bei Jugendlichen
und jungen Erwachsenen frühzeitig zu erkennen.
Seit September 2016 hatten Bund, Kantone, Städte und Gemeinden das Papier unter
der Leitung des Sicherheitsverbunds Schweiz erarbeitet, bis es Ende November 2017
von den Präsidien der KKJPD, der EDK, der SODK, des Städteverbands und des
Gemeindeverbands einstimmig verabschiedet wurde. Der Bundesrat nahm den
Aktionsplan zur Kenntnis und bekundete seine Absicht, dessen Umsetzung mit einem
Impulsprogramm im Umfang von CHF 5 Mio. Schub zu geben, womit er Projekte der
Kantone, der Gemeinden und der Zivilgesellschaft unterstützen will. Der
Sicherheitsverbund Schweiz wird den Wissens- und Erfahrungstransfer zwischen den
beteiligten Akteuren koordinieren sowie jährlich ein Monitoring über die Umsetzung der
Massnahmen durchführen. So soll die Umsetzung und Evaluation des NAP innerhalb von
fünf Jahren erfolgen. 19

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 04.12.2017
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

Bundeshausbesucherinnen und -besucher bräuchten in der Wintersession 2019
Geduld, berichtete der Tages-Anzeiger Mitte Dezember. Verschärfte Zutrittskontrollen
würden dazu führen, dass vor allem Gruppen, die eine Führung durch das Bundeshaus
gebucht hätten, «bis zu 90 Minuten in der Kälte anstehen» müssten. Die verschärfte
Identitätskontrolle, die Begrenzung der Grösse der Gepäckstücke und das Verbot des
Mitbringens von Flüssigkeiten seien aufgrund von Erfahrungen in der Herbstsession
eingeführt worden, gaben die Parlamentsdienste bekannt, die sich mit einer Häufung
von Reklamationen konfrontiert sahen. 
In der Tat hatten zwei Vorfälle das zuvor revidierte Sicherheitsdispositiv im Bundeshaus
in Frage gestellt. So hatten es Klimaaktivistinnen und Klimaaktivisten geschafft, während
Beratungen im Nationalrat auf der Zuschauertribüne ein grosses Transparent zu
enthüllen. Zudem war bekannt geworden, dass ein «wegen Terror-Propaganda
verurteilter» Iraker (Aargauer-Zeitung) unter falschem Namen und als angeblicher
Journalist an einer Konferenz der SP teilgenommen habe, die diese im September im
Bundeshaus organisiert hatte. Die Lockerungen der Massnahmen, mit denen auf
systematische Ausweiskontrollen und Gepäckdurchsuchungen verzichtet worden war,
seien wohl ursächlich für die beiden Pannen, mutmasste die Sonntags-Zeitung. Eine
Ausweiskontrolle hätte den falschen Journalisten wohl entlarvt und eine
Gepäckkontrolle, nicht nur in Form eines Metalldetektors, wäre wohl auf die
verschiedenen Teile aufmerksam geworden, in die das Transparent zerlegt worden war.
Die Sicherheitsmassnahmen im Bundeshaus wurden in der Folge auch auf Anraten der
Bundespolizei (Fedpol) wieder verstärkt. 20

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 13.12.2019
MARC BÜHLMANN
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Landesverteidigung

Landesverteidigung

La défense nationale helvétique est aujourd'hui confrontée à l'énigme posée par
l'évolution des systèmes collectifs de sécurité. Cette interrogation se répercute dans
les incertitudes liées à la pertinence de certaines décisions (statut des objecteurs,
budget, réforme de l'armée) ou absences de décision (nouvel avion de combat), dans
les questions se posant à propos de la conception de la sécurité ou du développement
de la politique de paix menée par le DMF. De surcroît, la forte minorité issue de la
votation de novembre 1989 semble menaçante à plus d'un, puisque les opposants aux
projets de l'armée n'hésitent pas à s'en prévaloir. 21

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 16.08.1990
BRIGITTE CARETTI

Landesverteidigung und Gesellschaft

Le DMF a octroyé à l'Institut des hautes études internationales et à l'EPFZ un budget
de CHF 3.6 millions pour les années 1992-1995 afin de soutenir la recherche dans le
domaine de la politique de sécurité, de la paix et de l'étude des conflits. 22

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.02.1992
SERGE TERRIBILINI

Dans son programme de législature, le Conseil fédéral a désigné la politique de
sécurité comme l'un des sept thèmes les plus importants pour les années à venir, en
donnant la priorité à la stabilité internationale et à la mise en place d'un système de
défense européen. Il entend aller dans le sens des propositions faites dans son rapport
90 sur la politique de sécurité, notamment par le développement de relations
économiques avec les pays de l'Est et du Tiers-monde, par la création d'un contingent
de casques bleus, par un engagement accru en faveur des droits de l'homme, de la
protection des minorités et de la sauve-garde de l'environnement, par une
participation à la procédure de contrôle des armements et par un renforcement du
contrôle des exportations de produits et de technologies militaires. Cela devrait se
traduire par une plus grande participation à des organismes internationaux comme la
CSCE. Sur le plan purement militaire, le centre de l'activité du gouvernement sera la
mise en œuvre de la réforme Armée 95, dont la réduction d'effectifs, la nouvelle
doctrine d'engagement et l'acquisition du nouvel avion de combat F/A-18 constituent
les points forts. Par ailleurs, la résolution du problème des objecteurs de conscience
par la création d'un service civil sera également à l'ordre du jour. 23

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.05.1992
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil fédéral a décidé de créer une commission de sécurité regroupant les chefs
du DFAE, du DFJP et du DMF qui serait assistée d'un groupe de coordination
interdépartemental. L'objectif de ces instances est de gérer de manière souple et
continue la prévention des menaces politico-militaires. L'accent devrait être mis sur
l'amélioration des mécanismes d'avertissement préalable et d'analyse de la situation
par le biais d'une optimalisation des structures de conduite et de communication
interdépartementales. 24

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 28.04.1994
SERGE TERRIBILINI

Le premier centre de sports de l’armée a été inauguré à Andermatt par Adolf Ogi.
Orienté d’abord vers les sports d’hiver, ce centre sera destiné aux sportifs militaires,
mais également aux sociétés sportives civiles. 25

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.07.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Le nombre de jours de service devant être effectué par les médecins militaires étant
insuffisant pour couvrir les besoins de la troupe, le Groupe des affaires sanitaires a
décidé de se restructurer. Dès l’an 2000, cinq centres médicaux de région (CMR) vont
être créés dans les cantons de Vaud, Zurich, Berne, des Grisons et un dernier pour la
Suisse centrale et le Tessin. Chaque CMR aura à sa tête un médecin professionnel non
militaire qui sera entouré par des médecins de milice effectuant leur obligation de
servir. 26

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 28.05.1999
FRANÇOIS HUGUENET
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Un ex-comptable des services de renseignements de l’armée qui détournait des fonds à
son profit a été arrêté. Les allégations selon lesquelles cet argent aurait servi à financer
une armée secrète en Suisse ont finalement été démenties par l’accusé lui-même. Du
coup, l’affaire «Bellasi» s’est résumée à une simple opération crapuleuse après avoir
mis l’opinion publique et le DDPS en émoi. 27

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 14.08.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Afin de pallier au manque de cadres au sein de la milice, le Département de la défense,
de la protection de la population et des sports (DDPS) a décrété que l’armée pourra
désormais engager des militaires sous contrat à durée limitée. Une première volée de
cent vingt officiers ou sous-officiers contractuels a été engagée pour la durée des
écoles de recrues d’été de l’année sous revue. Les jours effectués par ces derniers ne
sont pas comptés comme jour de service. Cet essai a également pour but de récolter
des expériences en prévision d’ « Armée XXI ». Pour les mêmes raisons de sous-
effectif, des commandants de compagnie (premiers lieutenants ou capitaines) pourront
dès l’an 2001 diriger des bataillons normalement dévolus aux majors. Il manque environ
3'000 officiers dans les états-majors des unités, soit 10% des besoins. Le Conseil
fédéral a adopté à cet effet une ordonnance entrant en vigueur au 1er janvier 2000 qui
accélère le système d’avancement des officiers. Les milieux économiques ont
notamment fait pression sur le gouvernement. A terme, ceux-ci désirent qu’au delà de
30 ans, chaque citoyen soit libéré de ses obligations militaires pour ne pas entraver la
bonne marche des entreprises. 28

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 21.09.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Le Conseil fédéral a décidé de réduire significativement les réserves obligatoires qui
correspondent actuellement à six mois de consommation. D’ici à 2003, seuls quatre
mois d’approvisionnement devront être assurés pour certains produits de base (par
exemple : riz, café, essence, huile de chauffage), alors que d’autres ne seront plus du
tout soumis à cette règle (cacao, savon, lessive, engrais et semences). Avec ce train de
mesures, les coûts annuels de stockage ne devraient plus atteindre que CHF 134
millions en 2003 (CHF 765 millions). 29

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.10.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Adolf Ogi a inauguré à la fin de l’année le Centre d’instruction de l’armée à Lucerne.
Cette nouvelle structure centralisée devrait former chaque années 2'000 officiers et
90 instructeurs. Ce centre sera également ouvert aux cadres civils. 30

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.12.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Adolf Ogi a lancé l’idée d’un secrétariat d’Etat à la sécurité issu de la séparation entre
l’état-major général et le service de renseignement stratégique (SRS) dès le 1er janvier
2001. Ce dernier deviendra un organe civil et sera incorporé à titre provisoire au
secrétariat général du DDPS. Le ministre de la Défense a souhaité à moyen terme la
création d’un secrétariat à la sécurité, avec à sa tête un «ministre délégué» qui
coifferait, outre le SRS, la section de la Politique de sécurité et de défense, la centrale
d’alarme de Zurich, voire aussi la division presse et radio et les trois centres politico-
militaires installés à Genève. Cette mesure aurait pour effet de sortir le SRS du giron
militaire à la structure verticale, dont le fonctionnement strictement hiérarchique avait
entraîné la chute du chef du SRS, le divisionnaire Peter Regli, lors de l’affaire Bellasi. 31

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.09.2000
FRANÇOIS BARRAS

Au mois de juillet, le Conseil fédéral a édicté des directives sur l’organisation de la
conduite de la politique de sécurité du Conseil fédéral, abrogeant par là même les
directives du 3 novembre 1999. L’un des principaux changements réside dans le fait que
le gouvernement règle désormais la présidence de la Délégation du Conseil fédéral
pour la sécurité, alors qu’il était prévu auparavant qu’elle change chaque année et soit
à charge, tout-à-tour, du chef du DFAE, du DFJP et du DDPS. Les nouvelles directives
attribuent également désormais à l’Organe de direction pour la sécurité la qualité
d’organe de consultation pour le développement d’une stratégie en matière de
sécurité. 32

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.06.2006
ELIE BURGOS
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En 2008, le Conseil fédéral a décidé d’élaborer un nouveau rapport sur la politique de
sécurité. Il devait être présenté au milieu de l’année sous revue mais n’a finalement pu
être publié qu’au mois d’avril 2010. Son élaboration a débuté au printemps 2009 par
une large consultation de 45 partis, organisations et experts suisses et étrangers ainsi
que de la population suisse. Elle a suscité de nombreux débats médiatiques et
politiques. Divers objets parlementaires dépendaient des réponses qu’il devait donner.
De la sorte, plusieurs discussions ont été reportées à sa publication. En automne, des
oppositions se sont révélées au sein du Conseil fédéral, notamment entre le chef du
DDPS et la cheffe du DFAE sur les engagements armés à l’étranger. Parallèlement, suite
à l’affaire des fuites concernant la proposition d’Ueli Maurer de ne pas remplacer les
avions de combat F-5 Tiger, le Conseil fédéral a considéré que le DDPS ne devait pas
élaborer seul le nouveau rapport sur la politique de sécurité comme cela se faisait
auparavant. Le rapport a ainsi été élaboré par un groupe de travail interdépartemental
en consultation avec les conférences des directeurs cantonaux pour l’armée, la police
et la protection civile. Le Conseil fédéral a par la même occasion décidé que le rapport
devait traiter des engagements à l’étranger, de la sécurité nationale intérieur, de la
continuation du développement de l’armée et des questions liées au financement de
cette politique. 33

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.10.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

En cours d’année, le DDPS a lancé un programme d’assainissement concernant 8'000
sites pollués, dont 2'500 sont considérés comme relativement pollués. Le tir est la
principale source de pollution. La présence d’antimoine est particulièrement
préoccupante. Cet assainissement doit durer 25 ans et coûter un milliard de francs. 34

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 09.09.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Le Conseil fédéral prolonge la mise à disposition de militaires pour la protection des
représentations étrangères et dans le domaine des mesures de sécurité relatives au
trafic aérien pour les années 2021 à 2023. Dix militaires opéreront comme gardes de
sûreté à bord d’avions de ligne, au maximum 14 autres seront affectés pour la
protection des représentations étrangères. Les salaires seront supportés par les crédits
autorisés du DDPS. 35

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 20.03.2020
DIANE PORCELLANA

Militäreinsätze

Sur la demande des autorités grisonnes, la Confédération a dépêché septante soldats
professionnels à Davos, afin de renforcer les rangs de la police cantonale durant le
Forum économique annuel. Le contingent de garde-fortifications a été affecté tout
particulièrement au contrôle des installations électriques. Equipés de spray, de
«bâtons tactiques», de pistolets-mitrailleurs et de gilets pare-balles, les soldats ne
devaient cependant pas entraver «l’esprit» de la rencontre internationale, aux dires des
organisateurs. Les troupes ont aussi été mises à contribution pour des opérations de
déblayages d’arbres suite aux dégâts de l’ouragan «Lothar». Deux bataillons du génie
sont intervenus dans les cantons de Lucerne, Berne, Jura, Fribourg et Argovie durant le
premier semestre de l’année. Comme rien ne se perd, le bois récupéré a été utilisé
pour la fabrication de pieux en vue d’Expo 2002, dont le chantier a mobilisé à Yverdon
plusieurs troupes du génie, pour une économie de l’ordre de CHF 1.5 millions. 36

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 16.08.2000
FRANÇOIS BARRAS

Lors de sa première séance annuelle, le gouvernement fédéral a confié au chef du DDPS
la compétence d’engager des armes pour l’application des mesures de police
aérienne durant toute la durée du World Economic Forum 2003 (WEF 2003). Dans le
cas extrême d’un aéronef suspect s’approchant de Davos, et ne prenant pas en compte
les avertissements, le ministre de la défense pourrait donner l’ordre de l’abattre. 37

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 16.01.2003
ROMAIN CLIVAZ
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Militärorganisation

Le DDPS a indiqué qu’un groupe de travail avait été créé en son sein afin de réfléchir
sur les possibilités d’élaborer des critères de sélection plus strictes afin d’éviter le
recrutement d’extrémistes de droite. L’armée ne veut plus offrir un terreau à ce type
de profils idéologiques, et prépare des mesures de prévention plus efficaces, aussi au
niveau de la formation des officiers et particulièrement des commandants d’école. 38

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 16.07.2001
FRANÇOIS BARRAS

Le DDPS a lancé au printemps une grande campagne d’information intitulée : « La
sécurité : un avenir assuré » afin de repourvoir ses rangs en militaires professionnels
(officiers et sous-officiers) et contractuels (un à trois ans d’engagement). La publicité
est faite dans les écoles de recrues, celles de cadres, dans le public ainsi que par
l’intermédiaire d’un numéro de téléphone gratuit, en fonction 24 heures sur 24, et d’un
site internet. Il s’agit avant tout, avec un budget de CHF 2.5 millions, de présenter les
professions et les formations offertes par l’armée, cela afin de faire passer l’effectif de
l’encadrement professionnel des forces terrestres et aériennes de 1800 à 3500
instructeurs. Les militaires contractuels se verront offrir, dans un cadre légal
relativement rigide cependant, des conditions de travail aussi attrayantes que possible.
Pour les officiers, la formation d’un ou trois ans suivie à l’Ecole polytechnique fédérale
de Zurich leur donnera un titre de « Bachelor en sciences politiques » reconnu sur le
plan international. Les sous-officiers seront formés à l’école des sous-officiers de
carrière d’Herisau. La réforme Armée XXI a pour conséquence une complexification de
l’instruction. De plus, les effectifs globaux et la durée du service seront réduits. Toutes
ces modifications rendent le système traditionnel de paiement de galons inopérant et
obligent l’armée à rechercher des cadres qualifiés. Les militaires contractuels seront
avant tout affectés à l’instruction de base, des officiers et sous-officiers de milice
devraient se charger de l’encadrement après l’Ecole de recrue. 39

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 14.05.2002
ROMAIN CLIVAZ

Le commandant de corps Jacques Dousse a annoncé en juin son départ prématuré du
commandement des Forces terrestres pour la fin de l’été de l’année sous revue. Il
aurait dû rester en place jusqu’à l’entrée en vigueur de la réforme de l’armée. Il a été
remplacé par le divisionnaire Luc Fellay. 40

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 26.06.2003
ROMAIN CLIVAZ

Le budget initial de CHF 4.3 milliards prévu pour le lancement d’ « Armée XXI » étant
passé finalement en dessous de la barre des 4 milliards, le DDPS a confirmé en début
d’année sa décision de réduire drastiquement les effectifs du personnel dans
plusieurs domaines d’activités de l’armée. Ces mesures concernent environ 2500
postes du domaine de la défense d’ici à 2010. La réduction du personnel concerne trois
niveaux : l’infrastructure de l’instruction (lieux de recrutement, occupation et
utilisation de places d’armes et de tir, emplacements de commandements),
l’infrastructure de l’engagement (exploitation d’aérodromes, installations de conduite
et de transmission en surface ou souterraines) et l’infrastructure de la logistique
(arsenaux, PAA, magasins de matériel, installations de la logistique souterraines,
hôpitaux militaires). Le 6 décembre, le DDPS a présenté son concept de
« stationnement de l’armée », qui prévoit un plan de réduction drastique de
l’infrastructure militaire, et notamment d’aérodromes, d’arsenaux et de places de tir.
Les fermetures et les licenciements consécutifs de personnel permettront ainsi, selon
les estimations du département, de réduire annuellement les dépenses en matière de
personnel d’au moins CHF 100 millions d’ici à fin 2007 et d’environ 240 millions d’ici à
fin 2010. Si les cantons touchés par ces mesures ont la possibilité de prendre position
par écrit jusqu’à début février 2005, leur marge de manœuvre reste cependant très
étroite. Le DDPS communiquera ensuite, vers le milieu de l’année 2005, sa décision
définitive aux cantons et la procédure du plan sectoriel sera alors engagée.
L’approbation définitive de ce plan sectoriel militaire par le Conseil fédéral est
planifiée pour l’année 2006. 41

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.12.2004
ELIE BURGOS
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En raison de la deuxième vague du Covid-19, le Chef de l'armée ordonne la suspension
des grands exercices de troupes jusqu'à fin 2020 pour préparer à un nouvel
engagement en faveur des autorités civiles. S'agissant des cours de répétition, sont
maintenus seulement ceux qui pourraient être utiles pour faire face à la crise. Dès fin
octobre, le recrutement sera suspendu pour au moins trois semaines. 42

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.10.2020
DIANE PORCELLANA

Pour assurer le service de police aérienne permanent, deux avions de combat armés
seront opérationnels dès le 31 décembre – en adéquation avec le projet Police aérienne
24 et la motion de Hans Hess (plr, OW). Lors d'une première phase réalisée en 2016, la
flotte pouvait être engagée du lundi au vendredi, de 8h à 18h, durant 50 semaines.
Prolongé à 365 jours en 2017, les heures d'intervention ont été étendues de 6h à 22h.
L'augmentation de la capacité de la police aérienne sur 24 heures permet la création
d'environ 100 postes supplémentaires dans les Forces aériennes, à la Base logistique de
l'armée et à la Base d'aide au commandement, et entraîne près de CHF 30 millions de
coûts par année. Si nécessaire, d'autres jets de combat pourront être mobilisés au-delà
des horaires habituels du service de vol militaire. 43

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.12.2020
DIANE PORCELLANA

Ausrüstung und Beschaffung

Le chef du DDPS a annoncé en septembre la liquidation, échelonnée dans le temps, de
grandes quantités de matériel militaire. Il a lié ces mesures au projet Armée XXI. La
baisse des effectifs découlant de la réforme ne signifierait pas une baisse des coûts
mais nécessiterait une réallocation des ressources à disposition du département selon
Samuel Schmid. Le parc de véhicules blindés devra être réduit, ainsi que la flotte de
l’armée de l’air. Le principal moyen envisagé pour se débarrasser de ce matériel devenu
superflu est sa vente. Cette mission, confiée au Groupement de l’armement devrait
toutefois, selon les autorités, s’avérer être difficile à accomplir sur un marché saturé.
En terme d’emplois, il est prévu de supprimer 2000 places. Cette réduction devrait
permettre une baisse de 20% des coûts en matière de personnel. Afin d’éviter tout
licenciement, les emplois seront progressivement supprimés jusqu’en 2010. Des mises
à la retraite anticipée ou des aides à la reconversion sont également prévues. Le
département espère à l’horizon 2007 économiser environ 100 millions de frais
d’exploitation par an, montant dès lors disponible pour des investissements. 44

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 21.09.2002
ROMAIN CLIVAZ

La gauche a manifesté, lors des débats relatifs au programme d’armement 2005, son
opposition à l’achat du système intégré d’exploration et d’émission radio (IFASS)
d’origine israélienne – pour un total de CHF 150 millions –, à l’aune de la situation
aggravée dans le conflit israélo-palestinien. Cette opposition a notamment été
soutenue par une pétition, signée par près de 25'000 personnes et soutenue par 45
organisations. Elle exigeait une suspension de la collaboration militaire avec les pays du
Proche-Orient. Le DDPS, qui avait cessé ses importations de matériel de guerre
d’origine israélienne depuis 2002, a justifié cette reprise par une amélioration de la
situation sur place, et par le fait que cet achat ne représentait qu’une petite partie des
recettes israéliennes générées par les exportations d’armement. Le conseiller national
écologiste Geri Müller (AG) (Mo. 05.3219) s’est opposé à cette décision, en déposant
une motion visant à faire interdire toute exportation ou importation de matériel de
guerre depuis des pays qui occupent notamment des territoires étrangers, comme
Israël ou la Chine. 45

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.09.2005
ELIE BURGOS

Le DDPS rend l'organisation du tir hors du service plus transparente. Les sociétés de
tir assument une partie de l'instruction au tir, sur mandat de la Confédération. Pour ce
faire, elles perçoivent une indemnité pour l’organisation du programme obligatoire, du
tir en campagne et du cours pour jeunes tireurs (8.6 millions de francs en 2018). Elles
acquièrent également des munitions d’ordonnance à un prix inférieur à celui payé par
l’armée, ce qui équivaut à une autre forme d'indemnisation de leurs activités (9.3
millions de francs en 2018).  
Un rapport périodique sur la remise des munitions est effectué depuis 2017. Le logiciel
utilisé par le DDPS et la Fédération sportive suisse de tir (FST) a été dernièrement
adapté pour respecter les exigences de sécurité fixées dans l'Administration fédérale.
L'incorporation des militaires n'est plus spécifiée. En outre, une prochaine application
sera uniquement gérée par la Confédération. Viola Amherd a décidé d'autres mesures
pour renforcer la transparence et économiser environ un demi-million de francs par

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 16.01.2020
DIANE PORCELLANA
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an. Premièrement, la réduction du prix accordée aux société de tir lors de l'achat de
munitions figurera dès à présent dans le message de l'armée. Deuxièmement, seules les
munitions utilisées à l'armée pourront être vendues. De plus, il ne sera plus possible de
vendre des munitions à des sociétés de tir à l'étranger. Enfin, la contribution au sport
prélevé lors de la vente de munitions aux sociétés de tir sera directement perçu par la
FST et non plus par l'intermédiaire du DDPS. 46

Bevölkerungsschutz

Im Sommer 2012 verabschiedete der Bundesrat die nationale Strategie zum Schutz
Kritischer Infrastrukturen 2012 und beauftrage das BABS sowie weitere betroffene
Stellen mit deren Umsetzung. Kritische Infrastrukturen stellten einen zentralen und
unverzichtbaren Pfeiler der modernen Gesellschaft dar und müssten vor grossflächigen
Ausfällen mit gravierenden Auswirkungen auf Bevölkerung, Wirtschaft und Staat
geschützt werden, begründete der Bundesrat den Handlungsbedarf. Die neue Strategie
soll das bereits hohe Schutzniveau weiterhin gewährleisten und die
Widerstandsfähigkeit von kritischen Infrastrukturen der Schweiz stärken. In den zwei
Handlungsfeldern «Kritische Infrastrukturen» und «Kritische Infrastrukturen-
übergreifender Bereich» konkretisiert der Bundesrat 16 Massnahmen zur Erreichung
dieses Ziels. 
Die vorgesehenen Massnahmen umfassen unter anderem ein neues Inventar der
vorhandenen Infrastrukturen in der Schweiz, Plattformen zur Förderung der
Zusammenarbeit sowie die Gewährleistung subsidiärer Unterstützung für die
Betreibenden von Kritischen Infrastrukturen im Falle gravierender Ereignisse. Zur
Stärkung des Selbstschutzes soll zudem die Erarbeitung und Umsetzung umfassender
Schutzkonzepte in Zusammenarbeit mit Akteuren der Bundes- und Kantonsbehörden
sowie mit Betreibenden erfolgen und mit ähnlichen Projekten wie den Strategien zur
Informationsgesellschaft, zu Cyber-Risiken oder zur Erdbebenvorsorge koordiniert
werden. 47

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.06.2012
CATALINA SCHMID

Am 8. Dezember 2017 verabschiedete der Bundesrat die aktualisierte nationale
Strategie zum Schutz kritischer Infrastrukturen 2018–2022. Als kritische Infrastruktur
werden Prozesse, Systeme und Einrichtungen bezeichnet, welche für das Wohlergehen
der Bevölkerung und das Funktionieren der Wirtschaft eine zentrale Rolle einnehmen.
Zum Schutz dieser Infrastrukturen definierte der Bundesrat nach enger
Zusammenarbeit mit deren Betreibenden, den zuständigen Aufsichts- und
Regulierungsbehörden sowie den Kantonen 17 Massnahmen, mit welchen die
Versorgungssicherheit der Schweiz sowohl sektorspezifisch als auch
sektorübergreifend optimiert und erhalten werden soll. Die Stossrichtung der bereits
2012 in Kraft gesetzten Strategie wollte die Regierung jedoch weiterhin beibehalten. Die
aktualisierte Strategie ziele vielmehr darauf ab, relevante Arbeiten in einen
kontinuierlichen Prozess zu überführen, rechtlich zu verankern und punktuell zu
ergänzen. Zur Erreichung dieser Ziele beauftragte die Regierung alle zuständige
Aufsichts- und Regulierungsbehörden damit, die Sektoren der kritischen
Infrastrukturen auf das Vorliegen erheblicher Risiken für Versorgungsstörungen zu
prüfen und solche bei Bedarf zu minimieren.
Darüber hinaus beauftragte der Bundesrat das BABS mit der Führung eines
Verzeichnisses von für die Schweizer Versorgung strategisch bedeutenden Objekten.
Dies sei notwendig, um den Infrastrukturbetreibenden im Falle einer Katastrophe oder
Notlage eine möglichst rasche Unterstützung durch die Armee und Partner des
Bevölkerungsschutzes zu gewährleisten. Diese seien ausserdem dazu angehalten,
vorsorglich Einsatzplanungen zur Verhinderung von Ausfällen oder zur raschen
Wiederaufnahme der Funktionsfähigkeit zu erarbeiten und periodisch zu aktualisieren.
Im Rahmen der Strategie prüfe der Bundesrat zudem die Notwendigkeit von
zusätzlichen Rechtsgrundlagen wie einer Meldepflicht bei schwerwiegenden
Sicherheitsvorfällen und Ausfällen sowie sektorübergreifende Vorgaben zur «Resilienz
der Betreiber kritischer Infrastrukturen».
Die Strategie 2018–2022 und ihre Massnahmen sollten laut Bundesrat im Jahr 2022 auf
ihre Wirksamkeit überprüft und allenfalls aktualisiert werden. 48
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DATUM: 08.12.2017
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Kernenergie

Zeitungsberichten zufolge habe die Axpo verordnete Nachrüstungen im AKW Beznau
aus dem Jahr 2011 bis Ende 2018 noch nicht ausreichend umgesetzt. Nach dem
Atomunfall im japanischen Werk Fukushima-Daiichi im Jahr 2011 verfügte das ENSI im
gleichen Jahr Nachrüstungen für die Beckenkühlung in der Anlage Beznau. Zwar sind
zwischenzeitlich vier Nachrüstungspakete umgesetzt worden, eines fehle aber bis zum
aktuellen Zeitpunkt noch, berichteten die Medien. Jenes fünfte Element hätte
ursprünglich bis 2014 installiert sein müssen, konnte aber aufgrund eines Entscheids
des ENSI bis ins Jahr 2017 aufgeschoben werden. Die Axpo begründete die nun erneute
Verzögerung damit, dass der zuständige Lieferant Konkurs gegangen sei, und sprach von
einem neuen – vom ENSI jedoch noch nicht bestätigten – Terminplan der Nachrüstung
bis ins Jahr 2021. Das ENSI bedauerte den zeitlichen Aufschub beim Einbau des
zusätzlichen Brennelement-Kühlwassersystems im Lagerbecken, bekräftigte aber, dass
auch so schon ein hoher Schutzgrad gewährleistet sei.
Der Geschäftsleiter der atomkritischen Schweizerischen Energiestiftung (SES), Nils
Epprecht, kritisierte dise Haltung des Inspektorats scharf und sprach gegenüber der
Aargauer Zeitung von einem «unzulässig erhöhten Risiko». Die Aufsichtsbehörde müsse
die «Einhaltung der Sicherheitsvorgaben strenger einfordern» und sende durch zu viel
Nachsicht gegenüber den AKW-Betreiberfirmen ein falsches Signal aus. 49

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 04.01.2019
MARCO ACKERMANN

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Der Versuch, das Rätoromanische in der Armee zu institutionalisieren, muss als
gescheitert betrachtet werden. Die 1988 versuchsweise eingeführten vier Romanen-
Kompanien der Füsiliere wurden mit der Armee-Reform 95 wieder abgeschafft. Grund
dafür waren Rekrutierungsprobleme bei den Kaderleuten. 50

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 16.07.1994
MARIANNE BENTELI

Medien

Neue Medien

Der Bundesrat kündigte im Februar an, er werde die Ressourcen für die Überwachung
jihadistischer und gewaltextremistischer Internetseiten aufstocken, um wirksamer
gegen die Netzwerkkriminalität vorgehen zu können. Keinen Handlungsbedarf sah die
Regierung auf gesetzlicher Ebene. Sie stellte sich auf den Standpunkt, dass das geltende
Strafrecht die Verantwortlichkeit von Providern und Internetdiensten im
Zusammenhang mit Internetkriminalität genügend regle und nahm damit Abstand vom
Gesetzesentwurf aus dem Jahr 2004. 51

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.02.2008
ANDREA MOSIMANN

1) AB NR, 1994, S. 1204 f.; AB NR, 1994, S. 614 f.; Presse vom 2.2.94.
2) TA, 13., 14.2.90; Presse vom 15.2.90; TA, 21.2 und Presse vom 22.2.90; Presse vom 9.3.90; Ww, 15.2.90. 
3) Presse vom 17.2.90.
4) Presse vom 13.3. und 20.3.90; Presse vom 12.4.90.
5) TA und BaZ, 23.1.92; NZZ, 15.4.92.
6) BBl, 1992,VI, S.154 f.; NZZ, 12.9.92. 
7) Presse vom 25.5.94.
8) BaZ und NZZ, 2.6.99.
9) BaZ, 30.11.00. 
10) BBl, 2010, S. 7739 ff.; TA, 3.5.11
11) NZZ, 25.5.11
12) TA, 19.10.11
13) TA, 17.1.12
14) NZZ, 4.10.12; Presse vom 28.9, 1., 5. Und 17.10.12.
15) NZZ, 28.6.12.
16) BBl, 2013, S. 563 ff.; Medienmitteilung IBS vom 15.5.13 .pdf
17) NZZ, 17.9., 30.10., 31.10., 1.11., 13.11. und 2.12.13.
18) AB NR, 2014, S. 139 ff.; AB SR, 2014, S. 36 ff.; BBI, 2014, S. 4963 ff.; TA, 5.2.14.
19) Medienmitteilung BR vom 4.12.17; Medienmitteilung EJPD vom 4.12.17; Nationaler Aktionsplan zur Verhinderung und
Bekämpfung von Radikalisierung und gewalttätigem Extremismus; NZZ, 9.4.16; Lib, 2.9.16; BaZ, CdT, LT, Lib, NZZ, SGT, TA,
5.12.17

01.01.65 - 01.01.21 12ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



20) AZ, 12.10.19; SoZ, 13.10.19; TA, 13.12.19
21) BO CE, 1990, p. 401 ss.; BO CN, 1990, p. 919 ss.; DP, 992, 26.4. et 1004, 16.8.90.
22) Presse du 27.2.92.
23) FF, III, 1992, p. 1 ss.
24) Presse du 28.4.94.
25) 24 Heures, 1.7.98.
26) LT, 28.5.99.
27) Presse du 14.8.99.
28) 24h, 10.5.99; LT, 11.5.99; QJ, 10.7.99; SGT, 1.7.99; 24h, 21.9.99.
29) 24h, 5.10.99.
30) LT, 11.12.99.
31) LT, 7.9.00.
32) FF, 2006, p. 6333 ss.
33) NZZ, 12.6 et 23.10.09.
34) Lib., 9.9.10.
35) Communiqué de presse du DDPS du 20.3.20
36) TG, 22.3.00; Lib., 16.8.00; LT, 19.1.00.
37) Presse du 16.1.03.
38) Blick, 16.7.01.
39) Presse du 14.5.02.
40) LT, 20.6.03; presse du 26.6.03.
41) Communiqué de presse du DDPS, 26.2.04; presse du 27.2.04.; NZZ, 7.12.04.
42) Communiqué de presse du DDPS du 23.10.20; Communiqué de presse du DDPS du 28.10.20; Communiqué de presse du
DDPS du 30.10.2020
43) Communiqué de presse DDPS du 29.12.20; CdT, Lib, NZZ, TA, 30.12.20
44) Presse du 21.9.02.
45) BO CN, 2005, Annexes IV, p. 462 s.; NF et QJ, 30.9.05; TA, 19.2.05; NZZ et QJ, 21.2.05; AZ, 19.5.05; Bund, 26.5.05.
46) Communiqué de presse du DDPS du 16.1.20
47) Entwurf BR vom 26.6.12; Medienmitteilung BR vom 27.6.12
48) Bericht BR vom 8.12.2017; Medienmitteilung BR vom 8.12.17; Strategie BR SKI
49) BaZ, TA, 3.1.19; AZ, SGT, 4.1.19
50) BüZ, 16.7.94. 
51) Bund, LT und NF, 29.2.08.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21 13


